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in dem Rechtsstreit

Verkündet am
17. Dezember 1968 Kläger und Revisionsbeklagter‚
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Beklagte und Revisionsklägerin,

beig813den■
...... occouooocucoooo'ool...voncoooonoe

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 17. Dezember 1968 durch

Senatspräsident Dr. L a n gvk @ i t

- Vorsitzender —,
Bundesrichter S p i e 1 m e y e r und

Bundesrichter Schroeder-Printzen, ‘

Bundessozialrichter T e r v o o r e n und

Bundessozialrichter Dr. S c h l o B e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des'

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
26. Januar 1965 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger auch die Kosten des

Revisionsverfahrens zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten über den Anspruch des Klägers

aus 5 5 Nr° 7 des Arzt/Ersatzkassenvertrages idF vom

_12„ Mai 1950 (AEV—l950). Der Kläger ist an der Ersatz—
kassenpraxis beteiligt° Nach den Feststellungen des

Landeseozialgerichts (LSG) behandelte er im ersten Quar—
tal 1965 den Beigeladenen gegen Vorlage eines Kranken—

scheins, den die beklagte Ersatzkasse (EK), deren Mitglied

der Beigeladene ist, für die Behandlung ausgestellt hatte„

Tachdem der Kläger später zu der Überzeugung gekommen war,

der Beigeladene sei als Fleischwaréngroßhändler mit Rück—

sicht auf 3 l Abs° 2 AEV—1950 nicht berechtigt, auf Kran—

kenschein behandelt zu werden, weil er ein die Angestell-

tenversicherungspflichtgrenze übersteigendes Einkommen

habe, rechnete er nicht über die Kassenärztliche Vereini-

gung ab, sondern übersandte dem Beigeladenen eine Rech—

nung über 20 DM, deren Begleichung dieser jedoch ablehnte.

Darauf forderte der Kläger von der Beklagten gemäß @ 5

Nr„ ? AEV-l950 für die Behandlung des Beigeladenen die

doppelten Mindestsätze der EK—ADGO und erhob, nachdem die

Beklagte sich geweigert hatte, diese zu entrichten, Klage

mit dem Antrag, die Beklagte zu verurteilen, an ihn 1A DM .

zu zahlen° Das Sozialgericht (SG) hat dem Kla5antrag ent—

‚ sprochen (Urteil vom 13„ Dezember 1963), Das LSG hat die
Berufung der Beklagten zurückgewiesen° Die Beklagte sei

nicht befugt gewesen, dem Beigeladenen einen Krankenschein

auszuhändigen, da er ein Einkommen gehabt habe, das die

Grenze für eine Anspruchsberechtigung auf einen Kranken—

schein überstiegen habe. Mangels Vereinbarung komme ein

Privatrechtsverhältnis zwischen Arzt und Patient nicht

zustande, der Arzt habe überhaupt keine Möglichkeit„seine

in der Regel höhere Honorarforderung aus privatem Behand—
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lungsvertrag gegen den Patienten geltend zu machen, er habe

also bereits dadurch, daß er auf den durch den Kranken—

schein hervorgerufenen Rechtsschein der Anspruchsberechti—

gung des Patienten vertraut habe, einen Schaden erlitten°

Ein Verschulden der Krankenkasse bei Ausstellung des Kran—

kenscheins sei ebenfalls nicht Voraussetzung für ihre pri-

märe Haftung.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte die zugelassene Revi—

sion eingelegt und diese wie folgt begründet: '

Der Wille der Vertragsparteien des AEV—l950, zu dem sie sich

zu äußern deswegen für befugt halte,» weil sie beim Zustande—

kommen der umstrittenen Vertragsbestimmung mitgewirkt habe,

sei dahin gegangen, in den Fällen, in denen keine Anspruchs—

berechtigung bestehe, ein Privatrechtsverhältnis zwischen

Arzt und Patient vorauszusetzen. An ein Wahlrecht des Arz—

tes, entweder den Patienten oder die EK in Anspruch zu neh—

men, sei bei Abschluß des’AEV—l950 nicht gedacht worden,

ebensowenig an ein Verschulden der EK. Dem Kläger sei es
nach Treu und Glauben zuzumuten gewesen, seine Forderung

gegenüber dem Patienten (Versicherten) nicht nur zu erhe—
ben, sondern auch mit allen geeigneten Mitteln durchzuset—

zen.

Die Beklagte hat beantragt}

unter Abänderung des angefochtenen Urteils

und unter Abänderung des Urteils des SG Düsseldorf

vom 13. Dezember 1965 die Klage kostenfällig ab—
zuweisen,

hilfsweise:

das angefochtene Urteil sowie die ihm zugrunde

liegenden tatsächlichen Feststellungen aufzuheben

und den Rechtsstreit zur anderweitigen Verhand—

lung und Entscheidung an das LSG Nordrhein—West—

falen in Essen zurückzuverweisen.
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Der Kläger hat beantragt,

die Revision der Beklagten kostenpflichtig

zurückzuweisen.

Der Beiü61adene war nicht vertreten.

II

Die Revision ist nicht begründet.

Dem Kläger steht aegenüber der Beklagten ein Anspruch aus
% 5 Nr. ? AEV_1950 zu, ohne daß diese die Einrede der Vor»

ausklaee weltend machen kann. Nach der genannten Verein—

barung haftet die Vertragskasse zur Abgeltung des Schadens,

der daraus entstanden ist, daß einem Nichtanspruchsberech—

tigten ein Krankenschein ausgestellt wurde, dem Vertrags-

'arzt für die Bezahlung seiner dem Patienten ausgestellten

Rechnung, jedoch nur bis zur Höhe der doppelten Vertrags—

-sätze. Anspruchsberechtigt auf einen Krankenschein ist nach

@ 1 Nr. 2 Satz 2 AEV—l950 derjenige Selbständige, der zu

den Versicherungsberechtigten 1.8. des @ 176 RVO gehört
oder der bis zum Wechsel oder bis zur Aufgabe eines Ange—

stelltenberufs anspruchsberechtigtes Mitglied der Vertrags—

kasse gewesen ist. Der Beigeladene gehörte jedoch, wie Zwi—

schen den Beteiligten unbestritten ist, nicht zu den An—

spruchsberechtigten im vorgenannten Sinne. Die EK hat dem—

'„ nach dem Beigeladenen zu Unrecht einen Krankenschein aus—

gestellt. Ob dieses auf einem Verschulden der Kasse beruht

oder nicht, kann offenbleiben; denn auf ein solches kommt

es nicht an (vgl. Urteil des Senats vom 2%. September 1968

—@RKa 17/66 -).

Die EK meint allerdings, an ein Wahlrecht des Arztes‚ ent—

weder seinen Patienten oder die EK in Anspruch zu nehmen‚

sei bei der Formulierung des 5 5 Nr. 7 AEV—l950 nicht ge—
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‚dacht worden. Dieser Frage brauchte der Senat jedoch nicht

nachzugehen° In dem zur Entscheidung stehenden Fall hat

der Kläger nicht gewählt. Er hat vielmehr vorerst dem Bei—

geladenen eine Rechnung über 20 DM übersandt, und erst

nachdem dieser die Bezahlung der Rechnung ernstlich abge»

lehnt hatte, die EK in Anspruch genommen. Er hat also zu—

nächst versucht, seine Forderung einzuziehen,
ehe er die

Beklagte in Anspruch genommen hat. Damit ist auf jeden.

Fall dem Erfordernis des © 5 Nr. 7 AEV—l950 genügt, daß

dem Patienten eine Rechnung "ausgestellt" worden sein muß,
bevor die EK in Anspruch genommen wird.

Es kann dem Arzt, wenn die Bestimmung in © 5 Nr. ? AEV—l950

überhaupt einen Sinn haben soll, nicht zugemutet werden, erst

im Wege eines u.U. langwierigen Zivilprozesses mit dem da-

durch bedingten Prozeßrisiko zu versuchen, seine Forderung'
durchzusetzen;

denn ob er damit Erfolg haben würde, erschien

zumindest bis 1967 zweifelhaft. Erst damals wurde die Ent-

scheidung des Bundesgerichtshofs vom 3. Februar 1967 (NJW

1967 S. 675) bekannt, nach der derjenige, der sich auf Grund

des Krankenscheins in die Behandlung eines Arztes begibt,

die Versicherungsbedingungen der Krankenkasse und die gleich—

lautenden Vereinbarungen des AEV gegen sich gelten lassen

muß, Noch die mit der Revision angefochtene Entscheidung

war davon ausgegangen, zwischen einem Nichtanspruchsberech—

tigten, der einen von seiner Kasse ausgestellten Kranken-

schein verlegt, und dem Arzt, der daraufhin den Patienten

widerspruchslos behandelt, sei überhaupt kein Vertrag über

Dienste höherer Art (Behandlungsvertrag) zustande gekommen,

weil es an einer Einigung nach @@1A5 ff des Bürgerlichen Gesetz—

buches mangels, Unterldegt "nun" aber der Arzt im Zivilpro-
zeß, so hat er mangels Anspruchegrundlage keine Möglichkeit,

sich hinsichtlich der Prozeßkosten bei der EK schadlos zu

halten. Es ist deswegen für den Anspruch nach 5 5 Nr. ?

AEV—l950 ausreichend, daß der Arzt durch Ausstellung einer
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Rechnung versucht, von seinem Patienten sein Honorar zu

erhalten„ Weigert sich der Patient, dann ist der Arzt

‚
berechtigt} die den Krankenschein erteilende Vertrags-

kasse in Anspruch zu nehmen. Diese Auffassung wird auch

der Interessenlage gerecht; denn der Arzt hat in viel

geringerem Maße als die Krankenkasse die Möglichkeit fest—

zustellen, ob ein bei ihm mit Krankenschein vorsprechender

Patient tatsächlich anspruchsberechtigt ist oder nicht„

Er muß sich daher auf den Rechtsschein des Krankenscheins

grundsätzlich verlassen dürfen, und es darf ihm nicht ein

höheres Risiko - in Gestalt kostspieliger Einziehungsver—
suche —‘aufgebürdet werden als der EK.

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 des Sozialgerichts—

gesetzes.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

